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Erster Teil

Einführung

§ 1 Einleitung

Das Vollstreckungsverfahren dient der zwangsweisen Forderungsdurchsetzung
und damit dem Befriedigungsinteresse des Gläubigers. Dem Gläubiger stehen als
Herr des Verfahrens zahlreiche Verfahrensinstrumente zur Verfügung. Er kann in
den durch das Verfahrensrecht gezogenen Grenzen über den Ablauf der Vollstre-
ckung disponieren. Dieser Rechtsmacht des Gläubigers sieht sich der Schuldner
ausgesetzt. Aus seiner Sicht ist die Zwangsvollstreckung vor allem lästig, unter
Umständen kann sie sogar existenzbedrohenden Charakter haben. Das Verfah-
rensrecht sieht daher zugunsten des Schuldners vielfältige Schutzregelungen und
Verteidigungsmittel vor. Selbst außenstehenden Dritten werden durch die ZPO
Rechte gewährt, wenn sie von der Vollstreckung betroffen sind. Das kann etwa
der Fall sein, wenn in einen dem Dritten gehörenden Gegenstand vollstreckt
wird. Aber auch als Drittschuldner kommen einem Dritten bestimmte Rechte zu.
Räumt das Gesetz einer Person ein Recht ein, so besteht jedoch immer die Ge-
fahr, dass es zu einer unredlichen, nicht schutzwürdigen Ausübung dieser Rechts-
macht kommt. In jedem Rechtsgebrauch kann auch ein Rechtsmissbrauch liegen.
Deshalb verwundert es nicht, dass Rechte in der Zwangsvollstreckung gleicher-
maßen anfällig für eine missbräuchliche Ausübung sind. Praktische Beispiele be-
legen diesen Befund: Beauftragt der Gläubiger den Gerichtsvollzieher mit einer
Taschenpfändung beim Schuldner, so stellt sich die Frage einer unzulässigen
Rechtsausübung, wenn der Gläubiger sich dafür bewusst den Tag der Hochzeit
des Schuldners aussucht. Droht der Gläubiger dem Schuldner wiederholt mit der
Vollstreckung eines Titels, der auf Herausgabe einer Sache gerichtet ist, um in
Wahrheit Druck auf den Schuldner auszuüben, eine noch nicht titulierte Zah-
lungsforderung zu begleichen, ist ebenfalls an einen unzulässigen Gebrauch ei-
nes Verfahrensrechts zu denken. Hat der Gläubiger mit Erfolg eine Sache des
Schuldners pfänden lassen, führt dieser aber noch vor ihrer Verwertung die Un-
pfändbarkeit der Sache herbei, ist zu überlegen, ob dem Schuldner die Berufung
auf die Unpfändbarkeitsvorschriften wegen Rechtsmissbrauchs zu versagen ist.
Die Frage einer unzulässigen Vereitelung der Räumungsvollstreckung stellt sich,
wenn der Schuldner an den herauszugebenden Räumlichkeiten weiteren Personen
Besitz verschafft, gegen die der Gläubiger bislang keinen Räumungstitel erwirkt
hat. Erwirbt ein Dritter im Wege der öffentlichen Versteigerung Eigentum an ei-
ner gepfändeten Sache, von der er weiß, dass sie nicht dem Schuldner gehört,



scheint ebenfalls ein korrigierendes Eingreifen angezeigt. Schließlich stößt es auf
Bedenken, wenn ein Dritter im Zwangsversteigerungsverfahren ein Meistgebot
abgibt und auch den Zuschlag erhält, er aber weder bereit noch in der Lage ist,
die geschuldete Zahlung zu leisten. Die Beispiele verdeutlichen, dass der Ge-
brauch von Rechten im Vollstreckungsverfahren in ganz unterschiedlicher Weise
die Frage nach Missbrauch aufwirft. Als missbräuchlich Agierende kommen
nicht nur die unmittelbar am Verfahren Beteiligten, nämlich Gläubiger und
Schuldner, in Betracht, sondern auch Dritte. Das Problem ist außerdem nicht auf
bestimmte Verfahrensarten oder Verfahrensstadien beschränkt, sondern betrifft
den gesamten Bereich der Zwangsvollstreckung. Das Missbrauchspotential im
Vollstreckungsrecht lässt sich zu einem großen Teil darauf zurückführen, dass
sehr unterschiedliche Interessen miteinander kollidieren und die vom Verfahrens-
recht vorgesehene Lösung dieser Interessenkonflikte nicht immer auf die Akzep-
tanz aller Verfahrensbeteiligten stößt, weshalb sie versuchen, verfahrensrechtliche
Vorgaben zu umgehen oder Rechte zweckentfremdet auszuüben. Hinzu kommt
die mitunter große wirtschaftliche Bedeutung der Zwangsvollstreckung, wenn es
um die Realisierung der gläubigerseitigen Forderung geht. Aber auch für den
Schuldner kann die Vollstreckung immense wirtschaftliche Folgen haben, wenn
man nur an die Zwangsversteigerung von Grundvermögen denkt.

Eine Rechtsausübung, die im weiteren Sinne missbräuchlich ist, weil sie ent-
weder gegen die guten Sitten verstößt, dem Grundsatz von Treu und Glauben zu-
wider läuft oder sogar als Schikane anzusehen ist, unterliegt der Begrenzung durch
die bürgerlich-rechtlichen Generalklauseln. Da es sich dabei um Normen des ma-
teriellen Rechts handelt, wirft ihre Heranziehung im Verfahrensrecht, konkret im
Vollstreckungsrecht, aber in mehrfacher Hinsicht Fragen auf. Anders als im Er-
kenntnisverfahren bleiben im Vollstreckungsverfahren nämlich materiell-recht-
liche Fragen im Grundsatz außen vor, da der vollstreckbare Titel den Vollstre-
ckungszugriff legitimiert. Das gesamte Verfahren ist vielmehr stark formalisiert.
Es stellt sich deshalb die Frage nach der Anwendbarkeit der materiell-rechtlichen
Generalklauseln, und Kollisionsprobleme mit vollstreckungsrechtlichen Normen
und Prinzipien müssen gelöst werden. Hinzu kommt, dass das Gewaltmonopol in
staatlicher Hand liegt, weshalb sich der Gläubiger staatlicher Organe bedienen
muss, um eine Befriedigung seines Anspruchs zu erreichen. Das wirft die Frage
nach der Kompetenz der Vollstreckungsorgane auf, das Vorliegen eines Miss-
brauchs überhaupt prüfen zu dürfen. Neben diesen Problemen grundsätzlicher Na-
tur bereiten aber auch die konkreten Fallgestaltungen aus der Vollstreckungspraxis
Schwierigkeiten, wenn es um das Finden interessengerechter Lösungen geht.

Die gesamte Thematik wirft also vielschichtige Fragen auf und ist durch fort-
währende Aktualität gekennzeichnet. Bis in die jüngste Zeit beschäftigen die Ge-
richte nämlich immer wieder Fälle, in denen einzelne Akteure des Vollstre-
ckungsverfahrens Rechte in missbräuchlicher Weise ausüben und sich die Frage
nach einer Begrenzung ihrer Rechtsmacht stellt.
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§ 2 Hinweis auf den Gegenstand
und Gang der Untersuchung

Die Arbeit nimmt nicht jegliche Generalklauseln des BGB in den Blick, son-
dern beschränkt sich auf eine Untersuchung derjenigen, die einer Rechtsaus-
übung Grenzen setzen, wenn sie schikanös ist, gegen die guten Sitten verstößt
oder mit dem Grundsatz von Treu und Glauben unvereinbar ist. Konkret handelt
es sich also um die §§ 138, 226, 242 und 826 BGB. Mit dem Begriff der Zwangs-
vollstreckung ist das Vollstreckungsverfahren nach dem Achten Buch der ZPO
einschließlich des ZVG gemeint. Keine Berücksichtigung findet die Vollstre-
ckung nach den Verfahrensordnungen anderer Gerichtsbarkeiten, also insbeson-
dere nicht die Verwaltungsvollstreckung, die Vollstreckung arbeitsgerichtlicher
Titel oder das Vollstreckungsverfahren nach dem FamFG. Auch die europäischen
Verfahren zur Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen, die in einem
anderen Mitgliedstaat ergangen sind, insbesondere nach der EuGVVO1, der
EuVTVO2 sowie der EuBagatellVO3, sind nicht Gegenstand dieser Arbeit. Zwar
ist das im Fünften Abschnitt geregelte Verfahren des einstweiligen Rechtsschut-
zes noch Teil des Achten Buches der ZPO. Eine Befassung mit den §§ 916 ff.
ZPO scheidet aber bereits thematisch aus, soweit es um die Beschaffung eines
Titels im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes geht, da es sich insoweit um ein
spezielles Erkenntnis- und kein Vollstreckungsverfahren handelt. Anderes gilt
zwar für die Vollziehung von im Eilverfahren ergangenen Entscheidungen, diese
wirft aber keine weitergehenden Fragen auf, als sie ohnehin bereits für die
Vollstreckung von im Hauptsacheverfahren ergangene Entscheidungen zu klären
sind.

Die Untersuchung wird nach einer kurzen Befassung mit dem Normtypus und
der Wirkungsweise von Generalklauseln im Anschluss näher deren Geltung im
Vollstreckungsrecht beleuchten. In diesem Zusammenhang ist auch ihr Verhältnis
zu vollstreckungsrechtlichen Vorschriften und Verfahrensgrundsätzen zu klären.
Die Rolle der Vollstreckungsorgane macht eine Befassung mit der Reichweite
ihrer Prüfungskompetenz notwendig. Den Kern dieser Arbeit bildet die Untersu-
chung und Systematisierung konkreter Fallgestaltungen, die entweder die Recht-
sprechung beschäftigt haben oder zumindest im Schrifttum diskutiert werden.
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1 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 v. 12.12.2013.
2 Verordnung (EG) Nr. 805/2004 v. 21.4.2004.
3 Verordnung (EG) Nr. 861/2007 v. 11.7.2007.


